
1023 0, Nov, 1355
Für das Nachschlagewerk! ja 
Für die Sammlung! ja.
Für die Fachpresse! ja

Gesetz: § 242 BGB ( Verwirkung von Ruhegeld ) 

Leitsätze:

Nach § 242 BGB kann der Ruhegeldempfänger wegen einer 
schweren Verfehlung gegen den Ruhegeldverpflichteten 
den Anspruch auf Ruhegeld verwirken. Es bedarf hierzu 
keiner Kündigung oder einer ähnlichen empfangsbedürf- 
tigen Willenserklärung. Die Verwirkung tritt mit der 
Verfehlung ein und steht von diesem Zeitpunkt ab als 
eine besondere Form der unzulässigen Rechtsausübung 
der Geltendmachung des Anspruchs, und zwar zu seiner 
vollen Höhe, entgegen.

Aktenzeichen: 1 AZR 217/54
Versäumnisurteil des BAG vom 3o. November 1955 LAG Mainz
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Verkündet 

m 3o»November 1955
ez. Mißler,Angestellter
Is Urkundsbeamter 
er Geschäftsstelle

102

I I  N A M E N  33 E S V O L K E S  
Versäumnisurteil

In Sachen

hat der Erste Senat des Bundesarbeitsgerichts auf Grund der 
mündlichen Verhandlung vom 3o. November 1955 durch die 
Bundesrichter 33r. König, 33r. Poelmann und 33 r. Meier~Scher 1 ing 
und die Bundesarbeitsrichter Wagner und Wittholz für Recht 
erkannt: • .

Auf die Revision des Klägers gegen das am
25* Februar 1954 verkündete Urteil des Lan- •
desarbeitsgerichts Mainz ( 2 S a3o5/52 ) .
wird die angefochtene Entscheidung “zur an- \y
derweitigen Verhandlung und Entscheidung ‘.-V;
an das Berufungsgericht zurückverwiesen.

V o n  R e c h t s w e g e n !
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Tatbestand
Der Kläger war seit 1939 Buchhalter bei der beklagten 

Firma Peter Josef H u b e r E r  wUr^e nach Errei­
chung seines 7o-, Lebensjahres zum 31 • August 195o frist- 
gemäss gekündigt. Mit Schreiben vom 31« März 195o teilte 
die Beklagte dem Kläger mit, dass sie prüfen wolle, ob 
sie ihm in Anbetracht seiner Verdienste für die Birma 
eine Rente zahlen werde. Mit einem, weiteren Schreiben 
vom 4, November 195o bestätigte sie dem Kläger eine Ver­
einbarung, wonach er eine monatliche Zuwendung im Werte 
von 6o,—  DM als Unterstützung erhalte. Es sollte jedoch 
kein Bargeld gegeben,sondern Rotwein nach, den jeweils gül­
tigen Preislisten geliefert werden. Diese Lieferung ist 
anfangs erfolgt.

Das Handelsgeschäft der beklagten Firma wurde zur 
Zeit, als der Klager ausschied, als oHG betrieben. Allei­
nige Gesellschafter waren die Brüder und

g j g j f f f f o Zwischen innen kam es in der Folgezeit zu Ausein­
andersetzungen, die dazu führten, dass ein Schiedsgericht 
einberufen und auf dessen Vorschlag die oHG aufgelöst 
wurde . Die Firma wurde von als allein!-'
gern Inhaber weitergeführt. Zur Verwendung vor dem Schieds­
gericht gab der Kläger zunächst zu Gunsten von Hans Brog- 
sitter eine eidesstattliche Erklärung .ab. Einige Zeit 
darauf schränkte er diese durch eine weitere eidesstatt­
liche Erklärung zu Gunsten von wieder ein,
Die letzte eidesstattliche Erklärung widerrief er kurz 
darauf vor dem Amtsgericht Ahrweiler mit der Begründung, 
dass der Inhaber der Beklagten ihm vor Abgabe der zwei­
ten "eidesstattlichen Erklärung präparierten Wein vorge­
setzt habe. Nach dem Februar 1951 stellte die Beklagte 
die Lieferung des Weines ein.

Deswegen hat der Kläger Klage mit dem Antrag erho­
ben, die .Beklagte zu verurteile!
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Io (rückständig) für 1.14o,—  DM Flaschenweine 
nach den Originalpreislisten der Beklagten 
entsprechend der Wahl des Klägers an ihn zu 
liefern,

2» ab Io Oktober 1952 für 6o,—  DM monatlich 
.Flaschenweine nach den Originalpreislisten 
der Beklagten entsprechend der Wahl des Klä­
gers bis zu seinem Lebensende an diesen zu 
liefern»

Die Beklagte hat um Abweisung der Klage gebeten, insbe­
sondere, weil der Kläger treuwidrig gehandelt habe* Er habe 
zum Nachteil des Inhabers der Beklagten eine falsche eides­
stattliche Erklärung abgegeben,. Weiter habe er mehrfach, er­
klärt , dass er zur Abgabe der zweiten eidesstattlichen Er­
klärung vom Inhaber der Beklagten durch präparierten Wein 
verleitet worden sei. Das Arbeitsgericht hat der Klage statt- 
gegeben, das Landesarbei lsgerieht sie abgewiesen im wesentli­
chen mit folgender Begründung: Es handele sich um ein Ruhegeld 
versprechen, das nach allgemeinen Grundsätzen nur unter ganz 
bestimmten Voraussetzungen widerrufen werden könne, u.a. bei 
einer so gröblichen Verfehlung des Ruhegeldempfängers gegen 
den früheren Arbeitgeber, dass diesem eine weitere Zahlung 
der Pension nicht mehr zugemutet werden könne. Eine solche 
Verfehlung liege hier vor. Zwar habe der Kläger keine falsche 
eidesstattliche Erklärung abgegeben, wohl aber dem Inhaber 
dor Beklagten vorgeworfen, dass er ihm präparierten Wein .vor- 
gesetzt habe, um ihn zur Abgabe.einer ihm günstigen eidesstatt­
lichen Erklärung zu veranlassen» Dieser Vorwurf sei nicht 
einer plötzlichen Verärgerung entsprungen, vielmehr habe ihn 
der Kläger aus überlegter Einstellung bei verschiedener Gele­
genheit bewusst mehrfach erhoben»

Hiergegen wendet sich die Revision mit dem in der Revi­
sionsschrift erhobenen Antrag, das Urteil des Landesarbeitsge­
richts aufzuheben und der Klage stattzugeben oder den Rechts­
streit zur erneuten Verhandlung an das Landestrbeitsgericht 
Mainz zurückzuverweisen. Auf Grund einer nur beschränkten Be­
willigung des Armenrechts hat der Kläger seinen Revisionsan-
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trag dahin eingeschränkt, die Beklagte zu verurteilen, 
ihm für 1.26o,—  DM Flaschenweine nach den Original-- 
Preislisten der Beklagten entsprechend der Wahl des Klä­
gers zu liefern. Mit späterem, der Beklagten am Io» No­
vember 1954 zugestellten Schriftsatz hat der Kläger die 
Revision zurückgenommen, soweit sie über den eingeschränk­
ten Antrag hinausgeht. In der mündlichen Verhandlung ist 
die Beklagte nicht erschienen. Der klägerische Vertreter 
hat den Antrag aus der Revisionsschrift gestellt und um 
Erlass des Versäumnisurteils gebeten.

Entscheidungsgründe

I. Die Passivlegitimation der Beklagten haben sowohl 
das Arbeitsgericht wie das Landesarbeitsgericht zutref­
fend angenommen. Desgleichen haben beide Vorderrichter 
ohne Rechtsirrtum eine befristete Vereinbarung abge­
lehnt o

Die .Revision hält es für rechtsirrig, dass der Be­
rufungsrichter auf die angebliche Verfehlung des Klägers 
überhaupt eingegangen sei. Es müsse nämlich § 534 BGB 
analog angewendet werden. Danach sei der Yfiderruf auch 
bei einer Altersunterstützung dann ausgeschlossen, wenn 
mit der Unterstützung - wie hier - einer sittlichen 
Pflicht oder einer auf den Anstand zu nehmenden Rück­
sicht entsprochen werde. Diese Revisionsrüge geht fehl. 
Zutreffend haben bereits die beiden Vorderrichter aus­
geführt, dass es sich bei der Gewährung einer Altersun­
terstützung nicht um eine Schenkung handelt. Ruhegeld 
oder Alteisunterstützung werden zwar vielfach freiwil­
lig gewährt, aber nicht als eine unentgeltliche Leistung, 
sondern als Ausfluss der Fürsorgepflicht ( RAG in ARS 
io, 321), wobei es dahingestellt bleiben kann, ob sie 
noch eine unmittelbare Beziehung als Gegenleistung zu 
den früheren Diensten in sich tragen. Dass abweichend 
hiervon und von dem Wortlaut der beiden Schreiben vom
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5 102
31« März und 4. November 195o aus den besonderen Umständen 
des vorliegenden Einzelfalles sich eine Schenkung oder ein 
Schenkungsversprechen ergäbe, haben beide Vorderrichter mit 
zutreffenden Gründen und ohne Hechtsirrtum verneint» hie 
Vereinbarung einer Altersunterstützung entspricht zwar im 
allgemeinen einer besonders sozialen Denkungsart des Arbeit­
gebers, dass damit aber einer sittlichen Verpflichtung' oder 
einer auf den Wohlanstand zu nehmenden Rücksicht entsprochen 
werde, kann nicht gesagt werden. Eine analoge Anwendung des 
§ 534 BGB verbietet sich daher.

Ob eine grobe Treuewidrigkeit des Ruheständlers dazu 
führen kann, dass der Ruhegeldverpflichtete die weitere 
Zahlung zu verweigern berechtigt ist, muss - wenn Vereinba­
rungen darüber fehlen - nach § 242 BGB entschieden werden 
( so auch wohl Hueck in seiner Anm. zu RAG, ARS 45? 16). 
Danach ist der Schuldner nur insoweit verpflichtet, als 
nicht Treu und Glauben mit Rücksicht auf die Verkehrssitten 
entgegenstehen ( Nipperdey, Vertragstreue und NichtZumutbar­
keit der Leistung). Ein Ruhegeldanspruch kann wegen einer 
Verfehlung des Ruheständlers gegen den Arbeitgeber dann 
nicht geltend gemacht.werden, wenn die Verfehlung so schwer­
wiegend ist, dass dem Arbeitgeber die Weiterzahlung des Ruhe­
geldes nach Treu und Glauben mit Rücksicht auf die Verkehrs­
sitten nicht mehr zugemutet werden kann. Bei .Beurteilung der 
Zumutbarkeit ist zu berücksichtigen, dass nicht die Grundge­
danken des' früheren Arbeitsverhältnisses mehr massgebend 
sein können, wo Arbeitgeber und Arbeitnehmer in der Regel 
noch durch den Betrieb verbunden waren. Es muss vielmehr dem 
Umstand Rechnung getragen werden, dass das Verhältnis des 
Ruhegeldempfängers zu seinem bisherigen Arbeitgeber und zu 
dem früheren Betrieb ein wesentlich schwächeres geworden ist» 
Der Berufungsrichter hat unter dem Gesichtspunkt einer sol- :: 
chen Zumutbarkeit nach Treu und Glauben in Betracht gezogen, 
dass der Kläger hartnäckig behauptet hat, von c’.em Beklagten 
durch präparierten Wein zur Abgabe der zweiten eidesstattli-
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chen Erklärung veranlasst worden zu sein. Er hat dazu fest- 
gestellt, dass.der Wein nicht präpariert war, dass der 
Kläger den Vorwurf, präparierter Wein sei ihm vorgesetzt 
worden, auch nicht aus einer plötzlichen Verärgerung 
- die etwa durch den Streit der Brüder oder durch den 
hier anhängigen Rechtsstreit hervorgerufen sei - gegen 
den Inhaber der Beklagten geschleudert habe, sondern 
dass der Vorwurf aus überlegter Einstellung bewusst 
gegen den Inhaber der Beklagten erhoben worden ist. Zu 
dieser Feststellung ist der Berufungsrichter gelangt, 
weil der Kläger nicht nur einmal, sondern anhaltend 
bei verschiedenen Gelegenheiten den Vorwurf erhoben 
hat, und zwar zum ersten Male bei dem Widerruf der zwei­
ten eidesstattlichen Versicherung vor dem Amtege- 
rieht in Ahrweiler, sodann in dem Brief vom 17. Oktober 
1952 und schliesslich in der Verhandlung vor dem Beru­
fungsgericht, obwohl der Zeuge versichert hatte,
dass der Kläger weder präparierten Wein erhalten noch 
überhaupt unter ersichtlichem Einfluss von Alkohol ge­
handelt habe. Der Vorderrichter hat damit zutreffend 
die Verfehlung des' Klägers im Rahmen dessen geprüft, 
ob dem Beklagten die Fortzahlung der Pension nach Treu 
und Glauben noch zuzumuten sei, er hat dabei den Um­
fang der Zumutbarkeit nicht, dem früheren, Arbeitsver­
hältnis entnommen, sondern aus der besonderen Natur 
des Ruhestandsverhältnisses und den Umständen des Ein­
zelfalles bestimmt und damit die ihm unter dem Gesichts­
punkt des § 242 BGB obliegende Prüfung ohne Rechtsirrtum 
vorgenommen. Dass der Vorwurf, den Wein präpariert - zu 
haben., wenn er aus überlegter Einstellung wiederholt 
und bewusst gegen den Inhaber gerade einer Weinfirma 
erhoben wird, eine schwere Verletzung der Treuepflicht 
des Ruheständlers gegenüber seinem früheren Dienstherrn 
darstellt, bedarf keiner Begründung. Die Prüfung, die 
der Berufungsrichter vorgenommen hat, ist vollständig 
und widerspruchslos. Die Wertung ist frei von Verstoßsen
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gegen allgemeine Denkgesetze. Ihre Nachprüfung im einzelnen 
ist dem Revisionsgericht verschlossen. Die ausgedehnten An­
griffe der Revision gegen die Sachwürdigung des Berufungs- 
richters, insbesondere auch gegen die tatrichterliche Würdi­
gung der Aussage des Z e u g e n g e h e n  in der Revisionsin­
stanz fehl.
II. Der Vorderrichter hat jedoch nicht erwogen, von welchem 
Zeitpunkt an die Geltendmachung der klägerischen Ansprüche 
nach Treu und Glauben ausgeschlossen ist. Er hat vielmehr die 
Klage schlechthin abgewiesen. Eine Rückwirkung für die Zeit 
vor Begehung der Verfehlung - der Berufungsrichter will an­
scheinend Rückwirkung gelten lassen - verbietet sich aber.
Si-e wurde u.a. dazu führen, dass gerade der säumige Ruhegeld­
verpflichtete für eine Zeit von seiner Verpflichtung frei 
würde, wo der Ruheständler sich noch treuegemäss verhalten 
hat. Rücktrittsgrundsätze sind hier nicht am Platze. Über­
haupt ist eine besondere empfangsbedürftige Willenserklärung 
nicht notwendig, um den Anspruch zu beseitigen. Eine solche 
empfangsbedürftige Willenserklärung soll der Rechtssicher­
heit dienen im allgemeinen zu Gunsten des Vertragsteils, der 
noch Leistungen erbringt oder zu erbringen hat. Der Ruhe­
ständler aber, der eine so schwere Verfehlung begangen hat, 
dass sie dem Arbeitgeber das Recht gibt, die Erfüllung seiner 
Ruhegeldverpflichtung zu verweigern, verdient nicht diesen 
Schutz der Rechtssicherheit. Wollte man hier den Wegfall der 
Euhegeldverpflichtung von einer empfangsbedürftigen Willens­
erklärung des Arbeitgebers abhängig machen, so würde gegebe­
nenfalls derjenige begünstigt, der eine schwere Verfehlung 
nicht nur begeht, sondern sie gegenüber seinem Arbeitgeber 
noch zu verheimlichen und daraus Nutzen zu ziehen versteht. 
Daher bedarf es mit Rücksicht auf Treu und Glauben keiner 
empfangsbedürftigen Willenserklärung, um den Anspruch zu be­
seitigen. Der Zeitpunkt des Zuganges einer sich von der Ver­
pflichtung lossagenden Erklärung ist ohne Bedeutung.'Es ist. 
daher durch die Interessenlage auch nicht geboten, aus § 242 
BGB für die Ruhegeldverpflichtung ein Kündigungsrecht aus
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wichtigem Grunde im Falle einer schweren Treuewidrig­
keit des Ruheständlers zu .entwickeln unter Anknüpfung 
au allgemeine Grundsätze des Dauerschuldverhältnisses 
oder Verweisung auf das Arbeitsverhältnis. Ausgangs­
punkt der Interessenwägung ist die Besonderheit des 
Ruhestandsverhältnisses- einerseits und der hier in 
Betracht kommenden persönlichen und schweren Verfeh­
lung andererseits. Sie lassen es als Treu und Glauben 
entsprechend erscheinen, dass der Arbeitgeber von dem . 
Zeitpunkt ab das Recht hat, die Erfüllung seiner Ruhe­
geldverpflichtung zu verweigern, wo die treuewidrige 
Verfehlung begangen ist. Daraus wird ersichtlich, dass 
es sich den Rechtsfolgen nach nicht um eine Frage der 
Kündigung ( wie Hueck a.a.O. meint), sondern der Ver­
wirkung handelt. Dass die Verwirkung als Rechtsfolge­
begriff im Rahmen des § 242 BGB sich nicht beschränkt 
auf den Fall der illoyal verspäteten Geltendmachung 
eines Anspruchs, hat der erkennende Senat bereits in 
seinen Urteilen vom 15.September 1954 BAG 1, 69 und 
vom 27« O'uni 1955 AP Kr. 4 zu § 66 BetrVG ausgesprochen, 
wo er die Verwirkung eines Rechtes wegen Rechtsverletzung 
angenommen hat.

Unter dem Gesichtspunkt der.Verwirkung musste da­
her der Rechtsstreit zurückverwiesen werden zur Fest­
stellung des Zeitpunkts der Verfehlung. Der Berufungs­
richter hat die Verleumdung des Inhabers der Beklagten . 
durch den Kläger deswegen als verwirkungsbegründend 
angesehen, weil sie mehrfach und damit aus überlegter 
Einstellung bewusst erhoben ist. Der Berufungsrichter 
wird noch festzustellen haben, von wann ab er diese 
überlegte Einstellung und bewusste Erhebung des fest-, 
gestellten Vorwurfs als gegeben ansieht» Aus diesem 
Grunde musste durch Versäumnisurteil die Entscheidung 
aufgehoben und der Rechtsstreit zurückverwiesen werden.

Dagegen brauchte der Vorderrichter nicht zu prü­
fen, ob die Treuewidrigkeit des Klägers den Inhaber
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der Beklagten etwa nur zu einem teilweisen Entzug der Unter­
stützung .berechtigte. Denn die Verwirkung lqann i ich nur dem ; 
ganzen Anspruch und nicht einem der Höhe nach abgezweigten 
Teil entgegenstellen. Die Verwirkung entnimmt ihre Begrün­
dung vielfach aus Umständen, die sich nicht quantitativ me- 
sen lassen. So kommt es bei einer Verwirkung wegen schwerer 
Treuewidrigkeit nicht darauf an, ob der Arbeitgeber durch 
die Treuewidrigkeit einen materiellen Schaden erleidet 
( diesen kann er vielmehr eventuell gesondert geltend ma­
chen) , sondern ob er durch, die Verfehlung in seiner Persön­
lichkeit getroffen wird. Schon daraus ergibt sich, dass eine 
Teilverwirkung wegen schwerer Verfehlung nicht möglich ist; 
deiin Grundsätze des Ersatzes eines immateriellen Schadens 
liegen auf einer anderen Ebene als die Verwirkung. Die aus 
§ 242 BGB herzuleitende Verwirkung.ist als Eechtsfolgebe- 
griff ein Unterfall der unzulässigen Rechtsausübung. Sie 
beseitigt nicht den ■Anspruchsgrund, sondern steht seiner 
Ausübung entgegen und gibt einen schuldreohtlichen Anspruch, 
dass eben diese unzulässige Rechtsausübung unterlassen 
werde ( RGZ 168, 126). Von diesem Hemmnis kann - unbeschadet 
der eventuellen teilweisen Aufrechnung mit einer Schadenser­
satzforderung - nur die Ausübung des ganzen Anspruchs erfasst 
werden. Der von Hueck ( a.a.O.) gegenüber der Auffassung 
des Reichsarbeitsgerichts gemachte Einwand, dass nach 
§ 242 3GB auch eine teilweise Herabsetzung des Ruhegeldes 
möglich .erscheine, dass damit der ruhegeldverpflichtete 
Arbeitgeber den lühegeldberechtigten wegen belangloseren Ver­
fehlungen bestrafen könne, und dass darunter die Rechtssi­
cherheit leide, entfällt, wenn von der Verwirkung des An­
spruchs .ausgegangen wird, die entweder den ganzen - Anspruch 
oder ihn nicht erfasst„ Dem entspricht es, dass die Verwir­
kung wegen Treuewidrigkeit auf besonders schwere Palle be­
schränkt bleibt. Dagegen schliesst der Gesichtspunkt der 
Verwirkung nicht aus, dass der Entzug des Ruhegeldes zeit­
lich auf die Rückkehr zum treuegemässen Verhalten sich nach 
Treu und Glauben beschränken kann. Das 'kommt jedoch im vor-
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liegenden Palle wegen der Art der Verfehlung nicht in 
Betrachte
III. Der Revisionsführer hat in dem zur mündlichen Ver­
handlung anberaumten Termin seinen Antrag aus der Revi­
sionsschrift wieder aufgenommen. Dabei ist übersehen wor­
den, dass die Revision auf den Antrag zur Lieferung von 
Rotwein im Werte von 1.26o,—  DM beschränkt und zum da­
rüber hinausgehenden Teil durch zugestellten Schriftsatz 
vom 25. Oktober 1955 zurückgenommen war. Einer Berich­
tigung der Urteilsformel brauchte jedoch nicht näher 
getreten zu werden, denn ein die Zurückverweisung aus­
sprechendes Versäumnisurteil kann sich nur auf den noch 
anhängigen und nicht auf den durch Zurücknahme der Revi­
sion bereits rechtskräftig gewordenen Teil des Rechts­
streits beziehen, im vorliegenden Pall also auch ohne 
Berichtigung hur den auf Lieferung von Wein im Werte 
von 1.26o,—  DM beschränkten Antrag überhaupt zum Ge­
genstand haben. Der Berufungsrichter' wird weiter zu 
beachten haben, dass der Kläger zwar Wein nach seiner 
Wahl verlangt,- dieses Wahlrecht des Klägers jedoch von 
der Beklagten bestritten und in der Vereinbarung vom 
i. November 195o jedenfalls ausdrücklich nicht enthal­
ten ist. Endlich verlangt der Kläger in seinen Anträgen 
ganz allgemein Plaschenwein, während nach der Verein­
barung Rotwein zu liefern ist. Auch dies wird der Be­
rufungsrichter noch zu prüfen haben.

gez. Dr, König Dr. leier-Scherling Dr. Poelmann
WittholzY/agner
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